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STELLUNGNAHME ZUM 3. WAFFENRECHTSÄNDERUNGSGESETZ 

§ 4 Voraussetzungen für eine Erlaubnis

Die Formulierung, dass die Behörde das Fortbestehen des Bedürfnisses prüfen soll, ist zu ändern 
in prüfen kann. 

Durch die Formulierung „soll11 würde der Behörde auferlegt, zwingend alle 3 Jahre das Fortbeste­
hen des Bedürfnisses zu prüfen. Dies stellt einen erheblichen Arbeitsaufwand dar, der nicht ge­
rechtfertigt ist. Sollten Faktoren oder Tatsachen bekannt werden, dass ein Bedürfnis weggefallen 
ist, kann - wie bisher - eine Prüfung erfolgen. Bei Waffensammlern etwa hängt der Aufbau einer 
kulturhistorisch bedeutsamen Sammlung von vielen Faktoren ab, wie Verfügbarkeit, Preis, Zu­
stand. 

Bei Sportschüt�en besteht die Befürchtung, dass die Neufassung zum Anlass genommen werden 
kann, fn kurzen Abständen Nachweise über das sportliche Schießen zu verlangen, was zu einem 
hohen Verwaltungsaufwand für Sportschützen und Vereine führt. 

§ 13 Absatz 3

Hier wird der Erwerb von Schalldämpfern durch Jäger zutreffend reguliert. überflüssig ist eine Re­
gelung für das Führen und das Schießen mit schallgedämpften Waffen. 

§ 23 {Waffenbuchführungspflicht)

Die Abschaffung der Waffenbuchführungspflicht berücksichtigt nicht, dass viele ältere Büchsenma­
cher, die einen Waffenhandel betreiben und nicht am Internet teilnehmen, keinen Computer be-

Commerzbank Dusseldoif 
IBAN DF:3'i 3004 0000 0322 2205 00 

BIC COB.41Jf,;J.'f-'.\:.\X 

mailto:KM5@bmi.bund.de


� 

VERBAND FÜR 

WAFFENTECHNIK 

UND -GESCHICHTE E.V. 

sitzen. Die Inhaber einer Waffenhandelserlaubnis könnten somit die verlangte elektronische Buch­
führung nicht durchführen, was zu einer Existenzbedrohung führt. Hier wird eine Übergangsfrist 
von 5 Jahren vorgeschlagen. 

§ 24 (Kennzeichnungspflicht}

Soweit zukünftig alle wesentlichen Bestandteile einer zusammengesetzten Schusswaffe mit Kenn­
zeichen versehen werden sollen, ist dies nicht praktikabel. Vertretbar ist dies nur, wenn es sich 
nicht um eine zusammengesetzte Waffe handelt. Nur dann, wenn das wesentliche Waffenteil ein­
zeln in Verkehr gebracht werden soll, bedarf es einer Kennzeichnung. Auch ist eine Ausnahme zu 
fordern hinsichtlich der Kennzeichnung und Registrierung für Druckluftwaffen oder Gas- und Sig­
nalwaffen, so lange sie der Richtlinie 91/477 /EWG des Rates über die Kontrolle des Erwerbs und 
des Besitzes von Waffen entsprechen. 

§ 29 (Verbringungserlaubnis)

Da in § 1 Absatz 2 WaffG nach der dortigen Regelung neben Schusswaffen auch tragbare Gegen­
stände erwähnt sind, aber nur eine Verbringung von Feuerwaffen geregelt werden soll, ist im 
WaffG-Entwurf eine Ausnahme für tragbare Gegenstände aufzunehmen. 

§ 37 (Anzeigepflichten der gewerblichen Waffenhersteller und Waffenhändler)

Die Regelung fordert, dass der Inhaber einer Erlaubnis nach § 21 Absatz 1, Satz 1 der zuständigen
Behörde den Umgang mit fertig gestellten Schusswaffen unverzüglich elektronisch anzuzeigen hat. 
Durch die Wortwahl „unverzüglich" entsteht eine Unklarheit. Hier sollte eine Formulierung aufge­
nommen werden, dass die Anzeige innerhalb von 14 Tagen elektronisch oder schriftlich erfolgen 
soll. Durch. die Variante der schriftlichen Anzeige können auch die bereits erwähnten älteren Büch­
senmacher und'lnhaber einer Waffenhandelserlaubnis zweifelsfrei tätig werden. Im Übrigen ist die 
Internetabdeckung in der BRD lückenhaft und auch auf Waffenmessen ist teilweise eine unverzüg­
liche elektronische Mitteilung einer Waffenüberlassung nicht möglich. 

_

Die vorgenannte Regelung sollte gestrichen werden. Jede unbrauchbar gemachte Waffe der Be­
hörde vorzulegen, steht nicht in der Relation zu Kosten und Aufwand. 

§ 37 c (Vorderlader-Meldung)

Mit der Anmeldepflicht für Nachbauten historischer Waffen wird ein Bürokratiemonster geschaf­
fen. Sportschützen werden unangemessen benachteiligt. Bisher war gerade die Erlaubnisfreiheit 
solcher Waffen in der Vergangenheit einer der Gründe, sich sportlich mit diesen Waffen zu betäti­
gen. Die Überreglementierung dieser Art von Waffen hat nichts mit eventueller Waffenkriminalität 
und vor allem nichts mit Terrorismusbekämpfung zu tun. Unklar bleibt auch, was unter „Nachbau 
einer historischen Waffe" zu gelten hat. Nach dem deutschen Waffengesetz sind Waffen, deren 
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Modell vor dem 01.01.1871 entwickelt wurde, von waffenrechtlichen Verpflichtungen freigestellt. 
Auch stellt sich für Nachbauten, die zwar nach dem 01.01.1871, aber vor dem 01.01.1891 herge­
stellt wurden, die Frage, wie die nach § 37 d Absatz 1 Nummer 5 erforderlichen Daten ermittelt 
werden sollen. Dies wird zu einer nicht gewünschten Häufung bei fehlerhafter Anmeldung von 
Ordnungswidrigkeiten führen. 

§ 39 a (Ordnungsermächtigung)

Es wird dem Vorschlag widersprochen, dass das Bundesministerium des Innern ermächtigt wird, 
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates Regelung zur Unbrauchbarmachung 
von Schusswaffen zu treffen. 

§ 58 (Altbesitz)

Der hier formulierte Bestandsschutz für rechtmäßig erworbene und besessene Magazine mit den 
beschriebenen Kapazitäten (Absatz 17) ist zu begrüßen. Allerdings fehlt eine Ausnahme der privi­
legierten Nutzergruppen im Bereich der Sammler und Sportschützen, die entsprechende Diszipli­
nen schießen. 
Der reine Besitzstandsschutz reicht auch nicht aus, denn es besteht dann keine Möglichkeit mehr, 
diese Gegenstände zu verkaufen, zu tauschen oder zu vererben. Hier ist eine entsprechende Aus­
nahmeregelung zu schaffen. 
Auch der Hinweis, dass zwingend ein Verbot von Magazinen bzw. Magazingehäusen bestimmter 
Kapazitäten vorgesehen ist, trifft nicht zu. Im Richtlinientext ist lediglich von Feuerwaffen die Rede 
und ni�ht von unwesentlichen Teilen wie Magazinen. Auch sind die bei einzelnen Schießsportord­
nungen durch das Verwaltungsamt genehmigten Kurzwaffendisziplinen mit über 21-Schuss-Abga­
ben gegeben, so dass hier eine Ausnahme zu schaffen ist. 

Anlage 1 

Anlage 1.1.2.3 

Nach dieser Regelung sind nunmehr erstmalig auch Armbrüste ergriffen, die bisher nach dem Waf­
fengesetz frei erwerbbar waren. 

Anlage 1.3.1.6 (Gehäuse) 

Wenn sich Gehäuseober- und Gehäuseunterteil zusammensetzen lassen, sollen beide Teile we­
sentliche Teile werden. Diese Regelung ist zusammen mit Nr. 1.3.2 nur schwer verständlich, soweit 
es auf ein führendes wesentliches Teil abstellt. Bisher war das Gehäuse kein wesentliches Teil einer 
Schusswaffe. Es existieren Millionen Dekowaffen, die alle ein funktionsfähiges Gehäuse haben. Ge­
rade Besitzer von Dekowaffen kennen das Waffengesetz nicht und sie werden durch die man­
gelnde Anmeldungsverpflichtung kriminalisiert. 
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Bezüglich der Dekowaffen, die bisher mit BKA-Raute, Händlerstempelung oder Beschussamtszerti­
fikat abgenommen oder verkauft wurden, soll deren Gültigkeit zeitlich unbegrenzt weiter gelten. 

Randziffer 2.10 (Nachbauten historischer Schusswaffen) 

Hier wird auf das vorher gesagte zurückgegriffen. Eine Änderung zur Vereinfachung sollte das 
Grenzdatum des 19.05.1891 berücksichtigen (Verabschiedung des Beschussgesetzes im Deutschen 
Reichstag). Viele verschiedene Originalwaffenmodelle wurden nach dem 01.01.1871 hergestellt. 
So wurde etwa das Badische Gendarmeriegewehr M1873 komplett im Jahre 1873 gefertigt. Wenn 
das Datum 01.01.1871 beibehalten würde, existieren dann Originalwaffen, die hergestellt vor 1871 
frei sind und hergestellt nach 1871 meldepflichtig wären. 

Abschnitt 3, 1. Kategorie A 

Die nach dem 2. September 1945 (Kriegsende 2. Weltkrieg) hergestellten automatischen Feuer­
waffen, die zu halbautomatischen Feuerwaffen umgebaut wurden, unbeschadet des Artikels 7, Ab­
satz 4 a der EU-Waffenrichtlinie sollten verbleiben. Die allerdings vor dem 02. September 1945 
hergestellten und auf Halbautomatik umgebauten Waffen sollten in der Kategorie B bleiben. Diese 
Waffen, die vor dem 02.09.1945 hergestellt wurden, sind kulturhistorisch bedeutsame Waffen. Es 
handel� sich um Kulturgüter, die nur unter erheblichem Aufwand, Kostenfaktor, mit Seltenheit auf 
dem Markt verfügbar sind und die technisch gegenüber den Waffen, die nach dem 02.09.1945 
hergestellt wurden (Kriegswaffen) von Nachteil sind und bei terroristischen Straftaten nicht in Be­
tracht kommen werden. Viele Tausende voll automatischer Waffen, hergestellt vor dem 
02.09.194? sind mit behördlicher Genehmigung in halbautomatische Waffen umgebaut und in 
Sammkmgen eingereiht oder zum Schießsport verwendet worden. 

1.7 (halbautomatische Zentralfeuerwaffen) 

Hier . wird ebenfalls ' vorgeschlagen, die vor dem 02. September 1945 hergestellten Waffen unbe-
schadet in der Kategorie B zu belassen. Bei halbautomatischen Kurzfeuerwaffen, hergestellt vor 
diesem Datum, die mit einem Magazin mit mehr als 20 Schuss Fassungsvermögen ausgestattet 
werden können, handelt es sich um kulturhistorisch bedeutsame Waffen. Hier ist das Trommelma­
gazin für die Pistole 04 und 08 zu nennen. Die Pistole 08 würde dann in die Kategorie A fallen. Sie 
ist ein herausragendes Kulturgut der deutschen Waffenentwicklung des 1. und 2. Weltkrieges und 
zu Hunderttausenden in Waffensammlungen vorhanden. Eine Einstufung in die Kategorie A ist 
nicht zu akzeptieren. 
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Hier gilt das Gleiche bezüglich der Jahresgrenze des 2. September 1945. Die vor diesem Datum 
hergestellten Waffen sollten unbeschadet in den Kategorien B und C verbleiben. Gerade frühe Re­
petierlangwaffen hatten teilweise ein integriertes Röhrenmagazin mit einem Fassungsvermögen 
von mehr als 10 Patronen. Diese Repetierwaffen würden dann in die Kategorie A fallen, etwa das 
Schweizer Repetiergewehr Schmidt Rubin M1889 oder das Gewehr M1860 Henry. 

1.2.8 {Salutwaffen) 

Nach diesem Abschnitt verbotene Schusswaffen sind die, die zu Salutwaffen im Sinne der Anlage 1 
Abschnitt 1 Unterabschnitt 1 Nr. 1.5 umgebaut worden sind. Hier wird vorgeschlagen, diese einer 
Anzeige und Eintragungspflicht zu unterwerfen. 
Einzuwenden ist, dass Salutwaffen gemäß den gesetzlichen Vorschriften umgebaut und frei er­
werbbar waren. Aufgrund der vom Gesetzgeber vorgegebenen Umbaukriterien können diese Waf­
fen nicht mehr mit handelsüblichem Werkzeug in einen gebrauchsfähigen Zustand versetzt wer­
den. 

Abschnitt 2 Unterabschnitt 2 Nr. 1.5 

Hier wird vorgeschlagen, die einläufigen Einzelladerwaffen mit Zündhütchen-Zündung zeitlich zu 
begren�en auf den 19.05.1891 (Verabschiedung Beschussgesetz). Dies gilt auch für Abschnitt 2 Un­
terschnitt 2 Nr. 1.6 und 1.7. 
Waffen mit Zündnadelzündung wurden im Original nach dem Stichtag 01. Januar 1871, bedingt 
durch den Krieg 1870/1871 hergestellt, so etwa die Originalfertigungen preußischer Zündnadelka­
rabiner M!:?7, preußisches Zündnadelgewehr M62, preußisches Zündnadelgewehr M65. Es handelt 
sich da-bei nicht um Nachbauten, sondern zeitgenössische Originale deutscher Militärwaffen aus 
dem Zeitraum 1872/1873. 

Abschnitt 2 Unterabschnitt 2 Nr. 2 b 

. ' 
Hier wird vorgeschlagen, die Anzeigepflicht nach § 37 c ersatzlos zu streichen, da andernfalls ein 
Verwaltungsmonster geschaffen würde. 

Waffenrechtsänderungsverordnung {AWaffV) 

§ 12 {Überprüfung Schießstätten)

Hier wird unverständlicherweise ein neuer Schießstand-Sachverständigen-Begriff geschaffen. Üb­
licherweise wird in diesem Bereich zurückgegriffen auf öffentlich bestellte und vereidigte Sachver­
ständige sowie Polizei-/Militärschießstand-Sachverständige. Diese Sachverständigen haben bisher 
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ohne Beanstandung ihre Tätigkeiten erfüllt. Unverständlich ist die Einführung eines neuen Sach­
verständigenbegriffs unter Einschaltung des Bundesverwaltungsamtes. Bisher sind ja Aus- und 
Fortbildungen durch die Verbände der Schießstands-Sachverständigen problemlos erfolgt. Eine 
neue Zuständigkeit ist nicht geboten. Auch ist Satz 5 zu streichen, wonach die Kosten für die Be­
auftragung eines Schießstands-Sachverständigen vom Schießstandbetreiber zu tragen sind. Hier 
wird in die Kompetenz der Länder eingegriffen. 

Es sollte auch klarstellend geregelt werden, dass die bis jetzt tätigen Sachverständigen, die auf­
grund der bis zum 01.10.2015 geltenden Regelung tätig waren, entsprechend gleichgestellt wer­
den. 

Düsseldorf, en 08. Februar 2019 

Dr. jur. anf � 
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